
der Beschlüsse der Volkskammer und der Gesamt
interessen des Volkes zum Ausdruck kommen. Der 
Präsident der Republik hatte keine direkten Be
ziehungen zur gesetzgeberischen Tätigkeit der 
Volkskammer oder zur Durchführung der Gesetze 
durch den Ministerrat. Diese Frage blieb in der 
Zeit der antifaschistisch-demokratischen Ordnung 
offen. Aber die volksdemokratische Ordnung unter
liegt auch einer Entwicklung.

Als die Bedingungen für den Übergang zum 
Sozialismus herangereift und die Grundlagen des 
Sozialismus geschaffen waren, nahmen wir zur 
Weiterentwicklung der volksdemokratischen Ord
nung Stellung. In der Präambel zum „Gesetz über 
die Vervollkommnung und Vereinfachung der Ar
beit des Staatsapparates in der Deutschen Demo
kratischen Republik“ vom 11. Februar 1958 sind in 
diesem Sinne einige grundsätzliche Bestimmungen 
enthalten. Die staatliche Entwicklung im Hinblick 
auf die konsequente Anwendung des demokrati
schen Zentralismus, d. h. der einheitlichen, syste
matischen zentralen Leitung bei gleichzeitiger Ent
wicklung der schöpferischen Initiative und Mitarbeit 
der Volksmassen, erforderte die Weiterentwicklung 
der Arbeitsweise der Organe des Staatsapparates 
und die stärkere Heranziehung der gesellschaft
lichen Organisationen. Es wurde also notwendig, 
die Arbeit der leitenden Staatsorgane weiter zu 
qualifizieren und den staatlichen Organen in den 
Bezirken, Kreisen und Gemeinden eine größere 
Verantwortung zu übertragen.

Die Volkskammer ist dys höchste Organ unseres 
Staates, dem auch der Staatsrat rechenschafts
pflichtig ist. Es war die Zeit herangereift, daß die 
Volkskammer aus sich heraus den Staatsrat als 
Organ der Arbeiter-und-Bauern-Macht bildete, als 
ein arbeitendes kleines Gremium, das imstande ist, 
durch seine Zusammensetzung aus Vertretern aller 
Schichten des Volkes und aller Parteien die Einheit 
der Staatspolitik, wie sie von der Volkskammer 
festgelegt wird, zu stärken und ihre Durchführung 
entsprechend den Prinzipien des demokratischen 
Zentralismus zu sichern. Der Vorsitzende des 
Staatsrates leitet die Arbeit.

Der Staatsrat erfüllt zwischen den Tagungen der 
Volkskammer die grundsätzlichen Aufgaben, die 
sich aus Gesetzen und Beschlüssen der Volkskam
mer ergeben. Das betrifft z. B. adie ständige 
Beobachtung und Vervollkommnung der Arbeit der 
Staatsorgane, der Methoden der Leitung, der Durch
setzung des demokratischen Zentralismus, der Ein
beziehung der Volksmassen und ihrer gesellschaft
lichen Organisationen in die staatliche Tätigkeit.

Wenn der Ministerrat es für notwendig hält, daß 
Beschlüsse mit Gesetzeskraft, die in Beschlüssen der 
Volkskammer nicht vorgesehen sind, ergehen, dann 
wendet er sich mit entsprechenden Ersuchen an den 
Staatsrat. Das bezieht sich in der Hauptsache auf 
Fragen, die die Rechte der Bürger betreffen. Der 
Staatsrat nimmt Berichte des Obersten Gerichts 
entgegen. Er entscheidet, soweit sich die Notwendig
keit hierzu ergibt, über die Gesetzesauslegung.

Der Staatsrat erörtert auch den Entwurf des 
Ministerrates für den Volkswirtschaftsplan, den 
Haushaltsplan, den Perspektivplan und große Ge
setzgebungswerke, wie zum Beispiel das Zivilgesetz
buch, vor der Beratung in der Volkskammer.

Der Staatsrat entwickelt die Grundsätze sozia
listischer staatlicher Leitungstätigkeit im Zusam
menhang mit der Durchführung des Sieben jahr
planes, insbesondere im Hinblick auf die Einbezie
hung der Massen, die durch die Produktionsbera
tungen, die Arbeit der Ständigen Kommissionen 
und ihrer Aktivs, die gesellschaftlichen Organisatio
nen und solche Organe wie Handelskommissionen 
und -aktive erfolgt. Das heißt, der Staatsrat be
schäftigt sich hauptsächlich mit den Beziehungen 
zwischen der Bevölkerung und den staatlichen Or
ganen. Er widmet den Briefen und Eingaben der 
Werktätigen besondere Aufmerksamkeit.

Worin bestehen nun die Aufgaben des Minister
rates? Sie bestehen in der Vorbereitung und Durch
führung der Gesetze. Der Ministerrat leitet die ge
samte Regierungstätigkeit. Er verfügt auch über die 
materiellen und rechtlichen Mittel zur Erfüllung 
dieser Aufgaben.

Ich darf hier erklären, daß alle Mitglieder des 
Staatsrates ihre ganze Kraft einsetzen werden, da
mit die Politik unseres Arbeiter-und-Bauern- 
Staates erfolgreich und konsequent fortgeführt und 
weiterentwickelt wird.

Der volksdemokratische Staat und die Staatsbürger
Wir sind uns dessen bewußt: In der Periode des 

entfalteten Aufbaus des Sozialismus in der Deut
schen Demokratischen Republik haben die Staats
organe große Aufgaben als Organisatoren der ge
sellschaftlichen Produktion, als Organisatoren der 
Steigerung der Arbeitsproduktivität im Interesse der 
Erhöhung des Wohlstandes des Volkes durch stän
diges Ringen um Erreichung und Mitbestimmung 
des wissenschaftlich-technischen Höchststandes in 
der Welt.

Wir sind uns dessen bewußt: Der Sieg des Sozia
lismus kann nur erreicht werden, wenn der Staat 
den Schutz des sozialistischen Eigentums, die Ein
haltung der sozialistischen Rechtsordnung und auch 
den Schutz des Vermögens und der Rechte seiner 
Bürger gewährleistet.

Zwischen unserem volksdemokratischen Staat und 
seiner Politik und den Interessen der Bürger gibt es 
keinen Widerspruch. Deshalb kann jeder zum be
wußten Glied der Gesellschaft werden. Er sucht die 
Befriedigung seiner Interessen nicht auf Kosten der 
anderen, sondern gemeinsam mit den anderen, 
durch das gemeinschaftliche Zusammenwirken zum 
Nutzen aller und zu seinem eigenen Nutzen. Es ist 
eine wahrhaft humanistische Aufgabe, beim Auf- 
Bau einer solchen Gesellschaft mitzuwirken, in der 
das Wolfsgesetz des Kapitalismus, der Kampf aller 
gegen alle, beseitigt ist, in der jeder einzelne einen 
geachteten Platz einnimmt und Verantwortung für 
das Ganze trägt, in der die Menschen nicht nur 
nebeneinander, sondern zusammen leben und zu
sammen wirken und eine wirkliche Gemeinschaft 
bilden.

Die offene, freimütige Aussprache der Abgeord
neten der Volkskammer und der örtlichen Volks
vertretungen, der Mitarbeiter des Staatsapparates 
von der Regierung bis zu den Bürgermeistern, der 
Funktionäre der Parteien und Massenorganisatio
nen, der Wirtschafts- und Kulturfunktionäre mit 
den Bürgern der Deutschen Demokratischen Repu
blik über die Grundfragen unserer Politik und ihre
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